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EDITORIAL

Bankenabgabe:  
ein Beitrag der Rekordgewinner 
zur Budgetsanierung
Tamara Premrov, Matthias Schnetzer, Thomas Zotter*

ZUSAMMENFASSUNG
Der österreichische Bankensektor verzeichnet infolge der EZB-Zinswende seit 
Jahren Rekordgewinne, die zum Teil aus Arbitragegeschäften resultieren. Wäh-
rend die europäischen Banken generell von steigenden Zinserträgen profitierten, 
erzielten österreichische Banken durch den hohen Anteil an variabel verzinsten 
Krediten besonders hohe Nettozinserträge. Die Profite wurden vor allem durch 
gut verzinste, risikolose Einlagen bei der EZB sowie unterschiedliche Anpas-
sungen der Zinssätze für Spareinlagen und Kredite erzielt. Angesichts der Re-
kordgewinne und des bestehenden wirtschaftlichen und budgetären Drucks will 
die österreichische Regierung die Bankenabgabe erhöhen. 12 von 27 EU-Staaten 
haben zuletzt neue Übergewinnsteuern für Banken eingeführt oder bestehende 
Steuern erhöht. Österreich rechnet für 2025 und 2026 mit Steuereinnahmen von 
500 Millionen Euro pro Jahr durch die neue Abgabe.
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Österreich droht 2025 laut Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO) das dritte Rezessi-
onsjahr in Folge. Hinzu kommt eine angespannte Budgetsituation mit einem Defizit 
jenseits der EU-Richtwerte. Die heikle Finanzlage ist ein Erbe der vergangenen Re-
gierungen, die ab 2018 Steuern und Abgaben weitgehend ohne Gegenfinanzierung 
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wissenschaftlichen Abteilung der AK Wien zu aktuellen wirtschaftspolitischen Fragestellungen 
wider. Als Autor:innen sind die Verfasser:innen des Entwurfs des Editorials genannt. Wir danken 
Florentin Döller, Vanessa Mühlböck, Sebastian Reiss und Max Wehsely für wertvolle Anmerkungen.
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senkten sowie auf Pandemie und Teuerungskrise mit kostspieligen, wenig zielge-
richteten Förderungen reagierten. Die schwache Wirtschaftsprognose lässt keine 
Budgeterholung durch die automatischen Stabilisatoren der Fiskalpolitik erwarten, 
und umgekehrt hemmen die engen budgetären Spielräume dringend erforderliche 
Impulse zur Konjunkturbelebung (Marterbauer/Prenner 2024). Die Grundvoraus-
setzung für einen Defizitabbau wäre ein neuer Aufschwung, der Beschäftigung und 
damit höhere Einnahmen aus Steuern und Abgaben schafft. Während die Höhe des 
Konsolidierungsbedarfs umstritten ist und auch vom strategischen Geschick der po-
litisch Verantwortlichen gegenüber den EU-Behörden abhängt, besteht ein breiter 
Konsens, die öffentlichen Haushalte nachhaltig und langfristig stabil zu gestalten. 

Vor dieser äußerst schwierigen Aufgabe steht nun der neue Finanzminister Mar-
kus Marterbauer, der zuvor 14 Jahre lang die wirtschaftswissenschaftliche Abtei-
lung der Arbeiterkammer geleitet hat.1 Marterbauer ist erfahrener Budgetexperte, 
war Vizepräsident des Fiskalrates und kennt somit die aktuellen Herausforderun-
gen für die öffentlichen Haushalte wie kaum ein anderer. Wiederholt hat er sich in 
der Vergangenheit für eine Budgetsanierung mit Augenmaß und unter besonderer 
Berücksichtigung verteilungs- und beschäftigungspolitischer Implikationen aus-
gesprochen. Der neue Finanzminister ist sich der negativen gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Folgen einer restriktiven Budgetpolitik (Feigl/Premrov 2024) be-
wusst und plant laut ersten Äußerungen eine ausgewogene Mischung aus Ausga-
benreduktion und Steuererhöhungen.

In der wirtschaftspolitischen Debatte werden wiederkehrend einige potenzielle 
Quellen für Mehreinnahmen genannt, die – gemessen an ihrer Wirtschaftskraft – 
bislang keine oder nur geringe Steuerbeiträge einbrachten. Zu diesen zählen unter 
anderem hohe Erbschaften, große Vermögen, Stiftungen, aber auch Branchen mit ex-
orbitanten Zufallsgewinnen („windfall profits“), also Gewinnen, die durch unerwar-
tete Änderungen der Marktlage anstatt durch Leistungsverbesserungen entstehen, 
wie zuletzt etwa bei Energiekonzernen und im Bankensektor. Letzterer steht aktu-
ell besonders im Fokus, da er unbeeindruckt vom Konjunkturabschwung jährlich 
neue Rekordgewinne verzeichnet, die noch dazu zulasten von Kund:innen und No-
tenbanken lukriert werden. Die neue Regierung – und allen voran Finanzminister 
Marterbauer – möchte deshalb die bestehende Bankenabgabe in den kommenden 
Jahren deutlich erhöhen. Dies ist ein Gebot der Stunde, denn die österreichischen 
Banken haben zuletzt im europäischen Vergleich besonders hohe Profite erzielt.

1 Unserem hochgeschätzten langjährigen Abteilungsleiter, der auch der Redaktion von „Wirtschaft 
und Gesellschaft“ vorstand und kurz vor Redaktionsschluss zum Finanzminister ernannt wurde, 
widmen wir in einem der kommenden Hefte natürlich noch eine ausführlichere Würdigung.
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EZB-Zinswende ermöglicht Arbitragegeschäft

Nach mehreren Jahren der Nullzinspolitik erhöhte die Europäische Zentralbank 
(EZB) im Juli 2022 erstmals seit 2011 den Leitzinssatz. Hintergrund für die Zins-
anhebung waren die steigenden Teuerungsraten ab 2021 und das Bestreben der 
EZB, ihr selbst gestecktes Inflationsziel mit ihrem geldpolitischen Instrumentari-
um zu erreichen. So wurde der medial oft als Leitzins bezeichnete Hauptrefinan-
zierungssatz, zu dem sich Geschäftsbanken bei der Zentralbank für eine bestimm-
te Laufzeit Liquidität besorgen können, bis September 2023 in beispiellos raschen 
Schritten von 0 % auf 4,5 % erhöht. Während eine restriktive Zinspolitik in Zeiten 
nachfragegetriebener Inflation als wirksamer Hebel gilt, entpuppte sie sich ange-
sichts der vorrangig durch galoppierende Energiepreise verursachten Teuerung 
(WUG-Redaktion 2022) und einer Gewinninflation (Dullien et al. 2023) als wenig 
erfolgreich: Trotz steigender Zinsen kletterte die Inflationsrate in der Eurozone 
noch monatelang ihrem Höchststand entgegen. Mehr noch, die restriktive Geldpo-
litik entfaltete durch eine Verteuerung kreditfinanzierter Investitionen und Kon-
sum eine konjunkturdämpfende Wirkung und verschärfte damit die Rezession 
spürbar (Scheiblecker 2024).

Neben dem Hauptrefinanzierungssatz legt der EZB-Rat allerdings noch zwei weite-
re Leitzinssätze fest, von denen vor allem der erhöhte Einlagezinssatz für die Ent-
wicklungen im europäischen Bankensektor ausschlaggebend werden sollte. Die 
Einlagefazilität ermöglicht es Banken, überschüssige Liquidität kurzfristig bei der 
EZB risikolos zu einem festgelegten Zinssatz anzulegen. Dieser Satz erreichte im 
September 2023 einen Höchstwert von 4 %. Da die Geschäftsbanken die Einlagezin-
sen für ihre Sparer:innen aber deutlich weniger stark anhoben, haben sie von ei-
nem lukrativen Arbitragegeschäft profitiert (Adalid et al. 2024): Niedrig verzins-
te Einlagen von Kund:innen konnten risikolos zu einem höheren Zinssatz bei der 
EZB veranlagt werden und bescherten dem Bankensektor ein Milliardengeschäft. 
Diese Arbitragegeschäfte gingen auch zulasten der Notenbanken und in weiterer 
Folge zulasten der öffentlichen Haushalte, da die Notenbanken aufgrund der ho-
hen Zinszahlungen Verluste schrieben und somit keine Dividenden in die nationa-
len Budgets flossen – so verzeichnete etwa die OeNB im Jahr 2023 ein Minus von 
rund 2,1 Milliarden Euro.

Banken profitieren europaweit

In den vergangenen Jahren verzeichnete der europäische Bankensektor eine bemer-
kenswerte Gewinnentwicklung: Im Jahr 2023 erreichten die zehn größten europäi-
schen Banken einen kumulativen Nettogewinn von fast 100 Milliarden Euro, was 
einem Anstieg von 29 % gegenüber dem Vorjahr entsprach und den höchsten Wert 
der letzten Dekade darstellte (EY 2024). Die durchschnittliche Eigenkapitalrendite 



8

Editorial | Bankenabgabe: ein Beitrag der Rekordgewinner zur Budgetsanierung

(Return on Equity, ROE) dieser Institute stieg auf 10,9 % und lag damit erstmals auf 
Augenhöhe mit dem US-Bankensektor. Ein wesentlicher Treiber dieses Wachstums 
waren die gestiegenen Zinserträge, die 2023 um beeindruckende 82 % zunahmen. 
Gleichzeitig gibt es große Unterschiede in der Profitabilität europäischer Banken. 
Der Bankensektor in den beiden größten europäischen Volkswirtschaften Deutsch-
land und Frankreich entwickelte sich unterdurchschnittlich, während jener von Ös-
terreich die höchste Profitabilität aller westeuropäischen Staaten aufwies (Manee-
ly/Ratnovski 2024).

An den exorbitanten Gewinnen, die zu einem großen Teil auf Arbitragegeschäften 
mit Kund:inneneinlagen beruhten, ließen die europäischen Banken ihre Aktionär:in-
nen teilhaben (AK Wien 2024). Laut Berechnungen der Schweizer UBS wurden für 
2024 Dividenden in Höhe von 74,4 Milliarden Euro ausgeschüttet (Financial Times 
2025). Die durchschnittliche Dividendenrendite der 50 größten Banken lag bei be-
achtlichen 7,3 %. Da sich nach ersten Daten für 2024 ein nicht minder erfolgreiches 
Geschäftsjahr für den europäischen Bankensektor abzeichnet, ist von einer Fort-
führung der großzügigen Dividendenpolitik auszugehen. Die Zinswende der EZB 
hat somit eine Umverteilung von Sparer:innen zu Aktionär:innen ausgelöst. Ange-
sichts der hohen Windfall-Profite des Bankensektors haben zahlreiche europäische 
Staaten eine Bankenabgabe eingeführt (siehe Abschnitt weiter unten).

Österreichs Banken erzielen  
seit Jahren Rekordgewinne

Der österreichische Bankensektor hat im europäischen Vergleich besonders hohe 
Profite erzielt. Laut EZB-Daten liegt die Eigenkapitalrendite (ROE) in Österreich im 
3. Quartal 2024 mit rund 13,3 % deutlich über dem Schnitt der EU-Länder mit ein-
heitlicher Bankenaufsicht von 10,2 %. Das konsolidierte Periodenergebnis nach Steu-
ern und Minderheitenanteilen kletterte in den letzten Jahren von einem Hoch zum 
nächsten. Schon 2022 meldeten die Banken einen historischen Rekordgewinn von 
9,8 Milliarden Euro, der 2023 mit einem Überschuss von 12,6 Milliarden Euro und 
2024 mit 11,5 Milliarden Euro noch übertroffen wurde. In den Jahren davor lag das 
Periodenergebnis immer unter 7 Milliarden Euro. Abbildung 1 zeigt das konsolidier-
te Nettoergebnis des österreichischen Bankensektors. Zwar lag das aggregierte Pe-
riodenergebnis 2024 um 1,1 Milliarden Euro (bzw. 8,5 %) unter dem Vorjahreswert, 
allerdings sind die Profite immer noch deutlich über den Werten vor der EZB-Zins-
wende im Jahr 2022.

Diese exorbitanten Profite wurden unter anderem durch das oben beschriebene Ge-
schäftsmodell der risikolosen Ausnutzung der Zinsdifferenz erzielt. Abbildung 2 
zeigt die drastische Schere zwischen der EZB-Einlagefazilität und den Sparzinsen 



9

Wirtschaft und Gesellschaft 51 (1): 5–15

für Österreich. Seit der Zinswende 2022 hat sich die Inanspruchnahme der EZB-Ein-
lagefazilität durch österreichische Kreditinstitute um das 38fache erhöht. Diese in-
tensive Nutzung führte dazu, dass 2023 in Summe rund 7 Milliarden Euro an Zins-
zahlungen der EZB an österreichische Banken flossen. Im gleichen Zeitraum und 
für dasselbe Volumen zahlten die Banken nur etwa 1,6 Milliarden Euro an Zinsen an 
Kund:innen. Dadurch konnten die Banken zwischen Juli 2022 und Dezember 2024 
rund 5,4 Milliarden Euro risikolos über die Einlagefazilität lukrieren, davon allein 
2023 etwa 2,7 Milliarden Euro (Prenner/Zotter 2023). 

Abbildung 1: Österreichs Banken verzeichnen seit 2022 deutlich höhere Gewinne

Anm.: kumuliertes Periodenergebnis österreichischer Banken nach Steuern und Minderheitenanteilen 
in Milliarden Euro.
Quelle: OeNB.

Neben dem Geschäft mit den Einlagen der Kund:innen spielt auch der hohe Anteil 
an variabel verzinsten Krediten in Österreich (Zotter 2023) eine Rolle für die ho-
hen Gewinne der Banken. Laut Oesterreichischer Nationalbank (OeNB) waren zu-
letzt – trotz stark rückläufiger Entwicklung – noch rund 47 % der Kredite privater 
Haushalte variabel verzinst, im Schnitt der Eurozone sind es 23 %, in Deutschland 
gar nur 10 % (Pöchel 2024). Dass die Zinsen im Kreditgeschäft deutlich schneller 
an die steigenden Leitzinsen angepasst wurden als die Sparzinsen, hat den öster-
reichischen Banken eine deutliche Steigerung der Nettozinserträge eingebracht. 
In der Niedrigzinsphase zwischen 2015 und 2021 bewegte sich der unkonsolidier-
te Nettozinsertrag für den Bankensektor immer zwischen 8 und 9 Milliarden Eu-
ro jährlich, 2022 lag er bei 10,6 Milliarden Euro, 2023 gar bei 16,1 Milliarden Eu-
ro (Reiss 2025).
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Abbildung 2: Schere zwischen EZB-Einlagefazilität und Sparzinsen in Österreich 
öffnet sich seit 2023

Quelle: EZB; OeNB. 

Zusätzlich dürften Kosteneinsparungen bei den Kreditinstituten ihre längerfristige 
Wirkung entfalten, denn das Filialnetz wurde in den letzten 15 Jahren kräftig ausge-
dünnt, und Bankdienstleistungen wurden durch Selbstbedienung und Internetban-
king ersetzt. OeNB-Daten zufolge gibt es österreichweit heute fast 1.000 Bankfilialen 
weniger als 2010. Außerdem konnte der Bankensektor die Risikokosten sogar wäh-
rend der COVID-19-Pandemie noch deutlich reduzieren, als die öffentliche Hand mit 
breit ausgerollten Stützungsmaßnahmen die Unternehmen stabilisierte und eine 
große Insolvenzwelle mit gravierenden Folgen für die Geschäftsbanken vermied. 
Die Cost-Income-Ratio, die im 3. Quartal 2015 noch etwa 62 % betrug, lag im 3. Quar-
tal 2024 bei nur noch rund 49 % und damit auch deutlich unter dem Schnitt der EU-
Staaten mit einheitlicher Bankenaufsicht von gut 54 %.

Bankenabgabe als angemessene Intervention

Angesichts der Rekordergebnisse des heimischen Bankensektors ist der Ruf nach 
einer Bankenabgabe in der wirtschaftspolitischen Debatte zuletzt lauter geworden 
und wurde von der neuen Regierung schlussendlich auch umgesetzt. Die Idee einer 
Besteuerung einzelner Wirtschaftssektoren mit Zufallsgewinnen ist nicht neu und 
wurde in der Vergangenheit in mehreren Ländern angewendet, etwa für Öl und Gas 
fördernde Unternehmen oder Lebensmittelexporteure (Hebous et al. 2022). Auch 
in Österreich gibt es Beispiele für branchenspezifische Gewinnsteuern: Infolge der 
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Finanz- und Wirtschaftskrise wurde 2011 eine Bankenabgabe als Kompensation für 
die Bankenrettung eingeführt, und in der rezenten Teuerungskrise hat Österreich 

– einer EU-Verordnung folgend – eine Übergewinnsteuer auf Energie erzeugende 
Unternehmen, den sogenannten Energiekrisenbeitrag, implementiert.

In der Literatur werden die ökonomischen Effekte einer Bankenabgabe insgesamt 
sehr unterschiedlich bewertet. Einerseits besteht die Möglichkeit, dass die Abgabe 
auf die Kund:innen überwälzt wird und sich somit auf Zinssätze oder Serviceent-
gelte auswirkt. Analysen zur deutschen Bankenabgabe, die nach der Finanz- und 
Wirtschaftskrise eingeführt wurde, zeigen, dass betroffene Banken die gestiegenen 
Kosten durch eine Anpassung ihrer Kreditzinsen kompensierten und dadurch die 
Kreditvergabe einschränkten. Gleichzeitig stiegen jedoch auch die Einlagezinssät-
ze (Buch et al. 2016; Kogler 2019). Auf der anderen Seite konnte eine Untersuchung 
der zur gleichen Zeit eingeführten Stabilitätsabgabe für Banken in Österreich keine 
signifikanten Wettbewerbsnachteile oder erheblichen Kostenüberwälzungen fest-
stellen (Fortin et al. 2012). Auch bezüglich der Frage, ob eine Steuer auf Banken das 
Risikoverhalten bei der Kreditvergabe beeinflusst, bleibt die Literatur uneindeutig. 
Eine Untersuchung, die sich mit jenen Bankensteuern befasst, die wie die österrei-
chische Abgabe auf die Bilanzsumme abzielen, kommt zu dem Schluss, dass die Risi-
kobereitschaft der Banken abnimmt (Bellucci et al. 2023). Im Gegensatz dazu findet 
eine Studie für Polen Hinweise darauf, dass solche Steuern zu einer Zunahme der 
eingegangenen Risiken bei der Kreditvergabe führen können (Borsuk et al. 2023). 

Diese gemischten Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Auswirkungen einer Ban-
kenabgabe stark von der spezifischen Ausgestaltung und dem jeweiligen Umfeld ab-
hängen. Auf Basis der Ergebnisse von Fortin et al. (2012), die sich auf den österrei-
chischen Kontext beziehen, kann davon ausgegangen werden, dass eine Erhöhung 
der seit 2011 bestehenden Stabilitätsabgabe keine nennenswerten negativen Effek-
te auf Kreditvergaben und damit auf Konjunktur und Beschäftigung haben dürfte. 
Da das vorrangige Ziel der Bankenabgabe darin besteht, höhere Staatseinnahmen 
zu generieren, muss darauf geachtet werden, dass die Parameter der Steuer, also 
Steuersatz, Bemessungsgrundlage und Schwellenwerte für die Steuerbefreiung, 
sinnvoll gesetzt werden. Nachträgliche Anpassungen wie aktuell beim Energiekri-
senbeitrag sollen damit verhindert werden, und es soll so eine bessere Planungssi-
cherheit erreicht werden.

Bankenabgaben in der EU und in Österreich

Seit 2023 haben 12 von 27 EU-Staaten neue Übergewinnsteuern für Banken einge-
führt oder bestehende Steuern erhöht. Diese Bankenabgaben unterscheiden sich 
hinsichtlich der Bemessungsgrundlage, des Steuersatzes und der Laufzeit. Abbil-
dung 3 zeigt das Aufkommen der neuen Bankenabgaben gemessen am BIP für das 
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Jahr 2024. Das höchste Steueraufkommen wird in Lettland generiert, wo die auf ein 
Jahr befristete Abgabe 0,35 % des BIP betragen soll. In Litauen und Ungarn, wo die 
Sondersteuer ebenfalls auf wenige Jahre befristet ist, fällt das Aufkommen ähnlich 
hoch aus. In Rumänien, Belgien und den Niederlanden soll die Bankenabgabe dau-
erhaft bestehen bleiben, wobei die Steuerlast verhältnismäßig gering ausfällt und 
zwischen 0,01 % und 0,04 % des BIP beträgt. Im Vergleich zu den EU-Ländern, die in 
den vergangenen Jahren eine Bankenabgabe eingeführt haben, liegt Österreich mit 
seiner bestehende Stabilitätsabgabe mit 0,03 % des BIP im unteren Drittel. 

Abbildung 3: Steueraufkommen der (neuen) Bankenangaben gemessen am BIP im 
EU-Vergleich, 2024

Quelle: Maneely/Ratnovski (2024); Statistik Austria; AMECO; eigene Berechnung.

Unter jenen Ländern, in denen die Profitabilität der Banken am stärksten gestiegen 
ist, haben besonders viele eine solche Sondersteuer für den Bankensektor eingeführt 
(Maneely/Ratnovski 2024). Österreich hat trotz der beschriebenen Rekordgewinne 
in den letzten Jahren von einer Erhöhung der Stabilitätsabgabe auf Banken abgese-
hen. Die Einnahmen aus dieser Stabilitätsabgabe haben in den vergangenen Jahren 
deutlich abgenommen, wie Abbildung 4 zeigt: Betrugen sie in den ersten Jahren nach 
der Einführung noch mehr als 500 Millionen Euro, sind es im Jahr 2024 laut vorläu-
figem Abgabenerfolg des Finanzministeriums nur noch 150 Millionen Euro. Im Jahr 
2017 wurde die Stabilitätsabgabe im Gegenzug für eine Einmalzahlung der Banken 
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weiter gesunken: Machte die Bankenabgabe bei ihrer Einführung 2011 noch 0,12 % 
aller Abgaben aus, waren es 2024 nur noch 0,02 %.

Arbeiterkammer und Gewerkschaft haben deshalb einen Vorschlag erarbeitet, wie 
die Anhebung der Bankenabgabe in Österreich ausgestaltet werden könnte. Zunächst 
sollten die Steuersätze für eine Bemessungsgrundlage bis zu 20 Milliarden Euro von 
aktuell 0,024 % auf 0,05 % und auf Beträge über 20 Milliarden von 0,029 % auf 0,1 % 
angehoben werden. Zudem wurde ein auf fünf Jahre befristeter Sonderbeitrag ge-
fordert, der das Aufkommen der erhöhten Bankenabgabe noch einmal verdoppeln 
sollte. Damit könnte im Finanzrahmen 2025–2029 ein jährliches Aufkommen von 
etwa einer Milliarde Euro erzielt werden (AK Wien 2025). Die neue Bundesregie-
rung hat die Stabilitätsabgabe im März 2025 angehoben, allerdings in geringerem 
Umfang, als von den Interessenvertretungen der Arbeitnehmer:innen gefordert 
wurde. Die Steuersätze werden dauerhaft von 0,024 % auf 0,033 % und von 0,029 % 
auf 0,041 % angehoben. Zudem wurde die Deckelung erhöht. Die Abgabe darf nun-
mehr maximal 35 % statt nur 20 % des Jahresüberschusses und 65 % statt bisher 50 % 
des arithmetischen Mittels der vergangenen drei Jahresergebnisse betragen. Zudem 
wurde eine auf die Jahre 2025 und 2026 beschränkte Sonderzahlung eingeführt. Die-
se ist zusätzlich zur regulären Bankenabgabe zu entrichten. Die Steuersätze bezie-
hen sich auf dieselbe Bemessungsgrundlage und betragen 0,050 % bzw. 0,061 % (Na-
tionalrat 2025). Inklusive Sonderzahlung soll die neue Abgabe in den Jahren 2025 
und 2026 jeweils 500 Millionen Euro und in den Folgejahren etwa 200 Millionen Eu-
ro pro Jahr einbringen.

Abbildung 4: Einnahmen der Stabilitätsabgabe der Banken im Zeitverlauf gesunken

Quelle: Statistik Austria; BMF.
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Die österreichische Bankenabgabe zieht primär die durchschnittliche konsolidier-
te Bilanzsumme als Bemessungsgrundlage heran. Sie ähnelt in ihrer Ausgestal-
tung damit den neuen Abgaben in Belgien und den Niederlanden, wo die Passiva 
der Banken besteuert werden, sowie in Slowenien, wo die Aktiva besteuert wer-
den. Die restlichen Staaten besteuern die Nettozinserträge bzw. die Gewinne. Die 
Bilanzsumme als Bemessungsgrundlage birgt den Vorteil, dass dadurch konstan-
te Steuereinnahmen erzielt werden und eine bessere budgetäre Planbarkeit durch 
das Finanzministerium ermöglicht wird. Darüber hinaus kann sie in der mittleren 
Frist anders als eine Steuer auf Gewinne nicht so leicht umgangen werden (Manee-
ly/Ratnovski 2024).

Fazit: Die Bankenabgabe ist ein wichtiger  
Bestandteil des Konsolidierungspakets

Der Bankensektor wurde in Krisen der Vergangenheit wiederholt durch Geldpoli-
tik und Rettungspakete gestützt und hat zuletzt auch von den Stabilisierungsmaß-
nahmen in der Coronakrise profitiert, da die (Ausfalls-)Risiken durch die öffentliche 
Hand gering gehalten wurden. Im Zuge der historisch stärksten Straffung der Geld-
politik haben die Kreditinstitute in den letzten Jahren durch Zinsarbitrage „Wind-
fall-Profite“ lukriert, die durch unterschiedliche Anpassungen der Zinssätze auf der 
Soll- und Habenseite zulasten von Zentralbanken und Kund:innen gingen. Indem die 
Banken das aktuelle Zinsumfeld zu ihrem Vorteil genutzt haben, haben sie massi-
ve Übergewinne erzielt, ohne dass ihre Dienstleistungen an Qualität gewonnen ha-
ben oder ein besonderes unternehmerisches Risiko eingegangen werden musste. 
Daher ist eine Anhebung der Bankenabgabe als Beitrag für die aufgrund europäi-
scher Richtlinien notwendige Budgetkonsolidierung gut begründet.
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